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Datum -

Â 

I. Auf die Berufung des KlÃ¤gers wird das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
05.02.2021 und der Bescheid vom 26.03.2020 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 01.07.2020 aufgehoben.

II. Im Ã�brigen wird die Berufung zurÃ¼ckgewiesen.

III. Die Beklagte hat 9/10 der auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers zu erstatten.

IV. Die Revision wird nicht zugelassen.

T a t b e s t a n d :

Streitig ist die RÃ¼cknahme von Leistungen fÃ¼r BeitrÃ¤ge zur privaten Kranken-
und Pflegeversicherung der Ehefrau und Kinder des KlÃ¤gers.

Der KlÃ¤ger ist bei der U Krankenversicherung a.G. (U) privat kranken- und
pflegeversichert, wÃ¤hrend seine Ehefrau und die beiden Kinder bei der D
Krankenversicherungsverein a.G. privat versichert sind. Nach den Angaben des
KlÃ¤gers sei seine Ehefrau schon vor der Heirat privat versichert gewesen und die
Kinder seien gleich bei der Geburt zu deren Versicherungsunternehmen gekommen.
Am 05.06.2019 meldete sich der KlÃ¤ger arbeitslos und beantragte die Zahlung von
Arbeitslosengeld (Alg) ab 01.07.2019. Die Beklagte bewilligte hierauf mit Bescheid
vom 18.07.2019 in der Fassung des Ã�nderungsbescheides vom 18.01.2019 Alg
fÃ¼r die Zeit vom 01.07.2019 bis 30.06.2021 i.H.v. tÃ¤glich 91,27 â�¬ und
Ã¼bernahm die BeitrÃ¤ge des KlÃ¤gers zu seiner privaten Kranken- und
Pflegeversicherung in der von U bescheinigten HÃ¶he. Mit Widerspruchsbescheid
vom 22.08.2019 wies sie den Widerspruch zurÃ¼ck, mit dem der KlÃ¤ger auch die
BerÃ¼cksichtigung der BeitrÃ¤ge der Ehefrau und der Kinder bis zur HÃ¶he seines
Maximalbetrages geltend gemacht hatte. Die BeitrÃ¤ge zur privaten Kranken- und
Pflegeversicherung der Ehefrau und Kinder kÃ¶nnten nicht Ã¼bernommen werden,
da die Ehefrau Versicherungsnehmerin bei der D und der KlÃ¤ger damit nicht
unmittelbar zur Leistung der BeitrÃ¤ge verpflichtet sei.

Unter Verweis auf eine BeitragserhÃ¶hung ab 2020 Ã¼bersandte der KlÃ¤ger am
20.12.2019 Bescheinigungen der U und D. Die BeitrÃ¤ge fÃ¼r die Familie wÃ¼rden
von ihm getragen, seine Frau erziele kein eigenes Einkommen und die Kinder
studierten noch. Mit Ã�nderungsbescheid vom 23.12.2019 Ã¼bernahm die Beklagte
fÃ¼r die Zeit vom 01.01.2020 bis 30.06.2021 â�� nach Vornahme einer
Vergleichsberechnung mit den gesetzlichen Kranken- und
PflegeversicherungsbeitrÃ¤gen â�� monatliche BeitrÃ¤ge zur privaten
Krankenversicherung bei U i.H.v. 588,75 â�¬ und zur privaten Pflegeversicherung
i.H.v. 114,38 â�¬. Als monatlicher privater Krankenversicherungsbeitrag wurden
1.448,70 â�¬ und als privater Pflegeversicherungsbeitrag 165,80 â�¬ zugrunde
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gelegt, entsprechend der Summe der BeitrÃ¤ge fÃ¼r den KlÃ¤ger, seine Ehefrau
und die Kinder bei U und D. Mit Ã�nderungsbescheid vom 26.03.2020 Ã¼bernahm
die Beklagte fÃ¼r die Zeit vom 01.04.2020 bis 30.06.2021 nur noch Kranken- und
PflegeversicherungsbeitrÃ¤ge in der fÃ¼r den KlÃ¤ger bescheinigten HÃ¶he
(556,49 â�¬ bzw. 72,86 â�¬ monatlich). Die Bewilligung werde gemÃ¤Ã� Â§ 48
Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) geÃ¤ndert, denn es seien wesentliche
Ã�nderungen in den VerhÃ¤ltnissen bezÃ¼glich der Kranken- und
Pflegeversicherung eingetreten. Dagegen legte der KlÃ¤ger Widerspruch ein. Es
habe sich bei ihm weder eine Ã�nderung der FamilienverhÃ¤ltnisse ergeben, noch
hÃ¤tten sich nach seinem Wissen die gesetzlichen Grundlagen geÃ¤ndert.

Mit Schreiben der Beklagten vom 29.04.2020 wurde der KlÃ¤ger zu einer Aufhebung
der Bewilligung von BeitrÃ¤gen zur Kranken- und Pflegeversicherung in der Zeit
vom 01.01.2020 bis 31.03.2020 angehÃ¶rt. Es habe ihm bekannt gewesen sein
mÃ¼ssen, dass die Bewilligung der Beitragszahlung, sofern sie nicht BeitrÃ¤ge
betroffen habe, die er selbst zu zahlen habe, fehlerhaft gewesen sei (Â§ 45 Abs. 2
Satz 2 Nr. 3 SGB X). Hierzu fÃ¼hrte der KlÃ¤ger aus, er sei von der
RechtmÃ¤Ã�igkeit des Ã�nderungsbescheides vom 23.12.2019 ausgegangen, in
dem die Beklagte endlich ihre eigenen Hinweise zur BeitragsberÃ¼cksichtigung
umgesetzt habe. Der Bescheid sei bestandskrÃ¤ftig und kÃ¶nne nur bei einer
Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse und allenfalls fÃ¼r die Zukunft geÃ¤ndert werden. Es
seien aber weder Ã�nderungen eingetreten, noch habe er falsche Angaben
gemacht. Der gesamte Sachverhalt sei zudem bekannt gewesen. Bis zum jeweiligen
HÃ¶chstbetrag mÃ¼ssten noch BeitrÃ¤ge fÃ¼r die Ehefrau und Kinder
Ã¼bernommen werden, weil diese im Falle der gesetzlichen Versicherung
mitversichert wÃ¤ren. Bei der privaten Krankenversicherung kÃ¶nne jeder immer
nur einen eigenen Vertrag abschlieÃ�en. Aus dem Gesetz ergebe sich nicht, dass
der Antragstellende auch der Versicherungsnehmer sein mÃ¼sse. Kinder wÃ¼rden
bei der Geburt automatisch erst einmal in die Versicherung der Ehefrau
aufgenommen. Seine Verpflichtung zur Zahlung der VersicherungsbeitrÃ¤ge ergebe
sich aus der gesetzlichen Unterhaltspflicht fÃ¼r einen nicht berufstÃ¤tigen
Ehepartner. Andernfalls wÃ¼rde auch eine Ungleichbehandlung zu den gesetzlich
Versicherten vorliegen. 2019 sei sein Widerspruch in nicht Ã¼berzeugender Weise
zurÃ¼ckgewiesen worden. Auf eine Klage habe er seinerzeit nur aus
KostengrÃ¼nden verzichtet. Mit Widerspruchsbescheid vom 01.07.2020 wies die
Beklagte den Widerspruch zurÃ¼ck. Es seien lediglich die vom KlÃ¤ger an die U zu
zahlenden BeitrÃ¤ge zu Ã¼bernehmen. Die Ehefrau und die Kinder seien bereits
selbst freiwillig versichert, so dass die TatbestÃ¤nde fÃ¼r eine
Familienversicherung im Sinne des Â§ 10 FÃ¼nftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V)
bei einer Pflichtversicherung des KlÃ¤gers nicht vorlÃ¤gen. Nach vorgenommener
AnhÃ¶rung und WÃ¼rdigung des Sachvortrags des KlÃ¤gers sei die rechtswidrig
begÃ¼nstigende Entscheidung vom 23.12.2019 nach Â§ 45 SGB X mit Wirkung
fÃ¼r die Zukunft ab 01.04.2020 zurÃ¼ckzunehmen. Bereits im
Widerspruchsbescheid vom 22.08.2019 sei dem KlÃ¤ger die Rechtslage mitgeteilt
worden, so dass er sich nicht auf ein schutzwÃ¼rdiges Vertrauen berufen kÃ¶nne.
Auch habe er keine VermÃ¶gensdisposition nach Erlass des Ã�nderungsbescheides
vom 23.12.2019 vorgenommen, denn die freiwillige Kranken- und
Pflegeversicherung sei bereits vorher abgeschlossen gewesen. Damit Ã¼berwiege
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das Ã¶ffentliche Interesse, welches sich aus dem Grundsatz der GesetzmÃ¤Ã�igkeit
des Verwaltungshandels, aus dem Gleichbehandlungsgebot sowie daraus ergebe,
dass Ã¶ffentliche Mittel nur fÃ¼r die gesetzlich vorgesehenen Zwecke eingesetzt
werden dÃ¼rften.

Mit Ã�nderungsbescheid vom 27.11.2020 wies die Beklagte auf eine Ã�nderung der
Berechnungsgrundlage fÃ¼r die BeitrÃ¤ge zur privaten Sozialversicherung hin. Die
VergleichsbeitrÃ¤ge in der gesetzlichen Krankenversicherung betrÃ¼gen 588,75
â�¬ fÃ¼r Dezember 2020 und 615,33 â�¬ ab Januar 2021. In der gesetzlichen
Pflegeversicherung betrÃ¼gen die maÃ�geblichen BeitrÃ¤ge 114,38 â�¬ fÃ¼r
Dezember 2020 und 118,04 â�¬ ab Januar 2021. FÃ¼r die Zeit vom 01.01.2021 bis
30.06.2021 bewilligte die Beklagte Alg i.H.v. 92,56 â�¬ tÃ¤glich und
berÃ¼cksichtigte mit Ã�nderungsbescheid vom 22.12.2020 fÃ¼r die Zeit vom
01.01.2021 bis 30.06.2021 von dem von U bescheinigten
Krankenversicherungsbeitrag i.H.v. 646,49 â�¬ monatlich einen Beitrag von 615,33
â�¬.

Gegen den Widerspruchsbescheid vom 01.07.2020 hat der KlÃ¤ger beim
Sozialgericht NÃ¼rnberg (SG) Klage erhoben. Den Widerspruchsbescheid vom
22.08.2019 habe er nicht angefochten, obwohl er damit nicht einverstanden
gewesen sei. Er sei damals davon ausgegangen, dass die Arbeitslosigkeit nur kurz
bestehen werde und habe nicht gewusst, dass das Klageverfahren kostenfrei sei.
Die Aufhebung des bestandskrÃ¤ftigen Bescheides vom 23.12.2019 sei fÃ¼r ihn
vÃ¶llig Ã¼berraschend gewesen, denn eine Ã�nderung sei nicht eingetreten.
Sowohl im Antragsformular als auch in den AusfÃ¼llhinweisen der Beklagten werde
auf einen mÃ¶glichen Zuschuss fÃ¼r die Kranken- und
PflegeversicherungsbeitrÃ¤ge auch fÃ¼r Ehefrau und Kinder hingewiesen. Aus dem
Merkblatt gehe nicht hervor, dass er aus dem eigenen Versicherungsvertrag zur
Beitragszahlung fÃ¼r seine FamilienangehÃ¶rigen verpflichtet sein mÃ¼sse. Er
mÃ¼sse im Vergleich zu gesetzlich versicherten Beziehern von Alg gleichbehandelt
und nicht ungerechtfertigt benachteiligt werden. Faktisch gebe es in der
Privatversicherung keinen Fall, in dem der Leistungsbezieher die BeitrÃ¤ge fÃ¼r
Ehefrau und Kinder aus einem eigenen Vertrag schulde. Alle FamilienangehÃ¶rigen
mÃ¼ssten immer eigenstÃ¤ndige VertrÃ¤ge abschlieÃ�en. Aus dem
Unterhaltsrecht ergebe sich gleichwohl eine Zahlungspflicht. Das fehlende Gehalt,
an dem sich das Alg orientiere, umfasse auch die ZuschÃ¼sse zur privaten
Kranken- und Pflegeversicherung.

Mit Urteil vom 05.02.2021 hat das SG die Klage abgewiesen. Zutreffend sei die
Bewilligung eines Zuschusses fÃ¼r die private Kranken- und Pflegeversicherung der
Ehefrau und Kinder mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft zurÃ¼ckgenommen worden. Auch
wenn zunÃ¤chst im Bescheid vom 26.03.2020 auf Â§ 48 SGB X abgestellt worden
sei, sei der KlÃ¤ger mit Schreiben vom 29.04.2020 nochmals angehÃ¶rt und die
Entscheidung im Widerspruchsbescheid vom 01.07.2020 auf Â§ 45 Abs. 1 SGB X
gestÃ¼tzt worden. Dort sei auch die zuvor unterbliebene ErmessensausÃ¼bung
nachgeholt worden. Nach dem eindeutigen Gesetzeswortlaut des Â§ 174 Abs. 2
Drittes Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) mÃ¼sse der Leistungsbezieher
formalrechtlich Schuldner der BeitrÃ¤ge sein. Dies sei hinsichtlich der an die D zu
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zahlenden BeitrÃ¤ge nicht der Fall. Es liege ein Ã¼berwiegendes Ã¶ffentliches
Interesse an der Herstellung des rechtmÃ¤Ã�igen Zustands fÃ¼r die Zukunft vor.
Eine ausreichende ErmessensbetÃ¤tigung sei bereits darin zu sehen, dass die
RÃ¼cknahme nur fÃ¼r die Zukunft erfolgt sei. Auch seien im Widerspruchsbescheid
weitere ErmessenserwÃ¤gungen angestellt worden. Ermessensfehler seien nicht
ersichtlich.

Dagegen hat der KlÃ¤ger beim Bayerischen Landessozialgericht (LSG) Berufung
eingelegt und ergÃ¤nzend vorgebracht, dass es einen Fall der vertraglichen
Zahlungspflicht des LeistungsempfÃ¤ngers fÃ¼r alle Kranken- und
PflegeversicherungsbeitrÃ¤ge so nicht gebe. Auch wenn alle beim selben
Versicherungsunternehmen wÃ¤ren, hÃ¤tte jeder seinen eigenen Vertrag und einen
eigenen Tarif. Allenfalls fÃ¼r seine minderjÃ¤hrigen Kinder hÃ¤tte er damals eine
Versicherung abschlieÃ�en kÃ¶nnen. Eine Gleichbehandlung mit gesetzlich
Versicherten sei geboten. Auch der Arbeitgeber mÃ¼sse fÃ¼r privatversicherte
Arbeitnehmer und dessen AngehÃ¶rige ZuschÃ¼sse zur Kranken- und
Pflegeversicherung bis zur HÃ¶he der Kosten in der gesetzlichen Versicherung
gewÃ¤hren. Es wÃ¼rden von der Beklagten die BeitragsgrundsÃ¤tze nach Â§ 257
SGB V rechtsfehlerhaft angewendet. Dass ihm BeitragszuschÃ¼sse bis zur
Obergrenze bei gesetzlicher Versicherung zustÃ¼nden, hÃ¤tten weder sein
bisheriger Arbeitgeber noch die Transfergesellschaft bezweifelt. Eine
Ungleichbehandlung bestehe auch gegenÃ¼ber Privatversicherten, bei denen alle
Familienmitglieder beim gleichen Versicherer seien.

Der KlÃ¤ger beantragt,
das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom 05.02.2021 und den Bescheid vom
26.03.2020 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 01.07.2020 aufzuheben
sowie den Bescheid vom 22.12.2020 abzuÃ¤ndern und die Beklagte zu verurteilen,
fÃ¼r die Zeit vom 01.01.2021 bis 30.06.2021 BeitrÃ¤ge fÃ¼r die private
Pflegeversicherung der Ehefrau und der Kinder des KlÃ¤gers im Umfang bis zu den
noch nicht ausgeschÃ¶pften BeitrÃ¤gen, die bei einer Versicherungspflicht des
KlÃ¤gers in der gesetzlichen Pflegeversicherung zu zahlen wÃ¤ren, zu
Ã¼bernehmen.

Die Beklagte beantragt,
die Berufung als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die Entscheidung des SG fÃ¼r zutreffend.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestands wird auf die von der Beklagten vorgelegten
Verwaltungsakten, sowie die Gerichtsakten erster und zweiter Instanz Bezug
genommen.

E n t s c h e i d u n g s g r Ã¼ n d e :

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 144, 151
Sozialgerichtsgesetz -SGG-) und teilweise begrÃ¼ndet. Das SG hat die
Anfechtungsklage hinsichtlich des Bescheides vom 26.03.2020 in der Gestalt des
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Widerspruchsbescheides vom 01.07.2020 zu Unrecht abgewiesen, denn dieser ist
rechtswidrig und verletzt den KlÃ¤ger in seinen Rechten. In Bezug auf eine
Ã�nderung des Bescheides vom 22.12.2020 und eine Ã�bernahme weiterer
BeitrÃ¤ge zur privaten Pflegeversicherung der Ehefrau und der Kinder fÃ¼r die Zeit
vom 01.01.2021 bis 30.06.2021 ist die Berufung dagegen unbegrÃ¼ndet.

Streitgegenstand ist zunÃ¤chst der Bescheid der Beklagten vom 26.03.2020 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 01.07.2020 (Â§ 95 SGG), mit dem sie die
mit Ã�nderungsbescheid vom 23.12.2019 erfolgte Bewilligung von Leistungen
hinsichtlich der BeitrÃ¤ge zur privaten Kranken- und Pflegeversicherung ab
01.04.2020 teilweise zurÃ¼ckgenommen und nur noch monatliche BeitrÃ¤ge fÃ¼r
die private Krankenversicherung i.H.v. 556,49 â�¬ (zuvor 588,75 â�¬) sowie fÃ¼r
die private Pflegeversicherung i.H.v. 72,86 â�¬ (zuvor 114,38 â�¬) berÃ¼cksichtigt
hat. Dagegen wendet sich der KlÃ¤ger zutreffend mit der statthaften
Anfechtungsklage (Â§ 54 Abs. 1 SGG). Nicht Streitgegenstand ist der
Ã�nderungsbescheid vom 28.11.2020, denn diesem ist keine Regelung in Bezug auf
die HÃ¶he der zu Ã¼bernehmenden BeitrÃ¤ge zur privaten Kranken- und
Pflegeversicherung zu entnehmen.

Allerdings ist auch der Ã�nderungsbescheid vom 22.12.2020 Gegenstand des
Rechtsstreits, denn ausgehend von der Rechtsauffassung des KlÃ¤gers und dem
sich hieraus nach Auslegung ergebenden klÃ¤gerischen Begehren (Â§ 123 SGG; Â§
133 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch -BGB- entsprechend) beansprucht er die
Ã�bernahme von VersicherungsbeitrÃ¤gen zur privaten Kranken- und
Pflegeversicherung bis zur HÃ¶chstgrenze. Im Bescheid vom 22.12.2020 wurde
nicht nur eine Neuberechnung der BeitrÃ¤ge zur privaten Krankenversicherung
vorgenommen, sondern es wurde â�� jedenfalls konkludent â�� auch die
Ã�bernahme von BeitrÃ¤gen zur privaten Pflegeversicherung bis zu der ab
01.01.2021 erhÃ¶hten Grenze der gesetzlichen BeitrÃ¤ge von 118,04 â�¬ â�� so
wurde diese bereits im Ã�nderungsbescheid vom 27.11.2020 ausgewiesen â��
abgelehnt. Der Bescheid vom 22.12.2020 hat in Zusammenschau mit dem
Ã�nderungsbescheid vom 27.11.2020 eine Regelung zu den Kranken- und
PflegeversicherungsbeitrÃ¤gen ab 01.01.2021 getroffen, so dass er insoweit den
angefochtenen Bescheid vom 26.03.2020 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 01.07.2020 nach Klageerhebung teilweise
abgeÃ¤ndert bzw. ersetzt hat. Er ist damit nach Â§ 96 SGG Gegenstand des
Klageverfahrens geworden. In Bezug auf die Ã�bernahme von BeitrÃ¤gen zur
privaten Pflegeversicherung auch fÃ¼r die Ehefrau und die Kinder ab 01.01.2021
bis 30.06.2021 hat der KlÃ¤ger daher insoweit auch eine kombinierte Anfechtungs-
und Leistungsklage (Â§ 54 Abs. 1 i.V.m. Abs. 4, Â§ 56 SGG) erhoben. Einer
Entscheidung darÃ¼ber durch den Senat steht dabei nicht entgegen, dass das SG
verfahrensfehlerhaft Ã¼ber den Ã�nderungsbescheid vom 22.12.2020 nicht
entschieden hat, denn die Entscheidung Ã¼ber den wegen kraft Gesetzes (Â§ 96
SGG) zum Gegenstand des Verfahrens gewordenen Bescheid ist im
Berufungsverfahren nachzuholen (vgl. dazu Schmidt in Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 13. Aufl., Â§ 96 Rn. 12a). Lediglich soweit
die BeitrÃ¤ge zur privaten Krankenversicherung nunmehr ab 01.01.2021 bis zur
Obergrenze der gesetzlichen KrankenversicherungsbeitrÃ¤ge schon deshalb
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Ã¼bernommen wurden, weil die privaten KrankenversicherungsbeitrÃ¤ge des
KlÃ¤gers diese Grenze Ã¼berschritten haben, fehlt es an einer Beschwer des
KlÃ¤gers durch den Ã�nderungsbescheid vom 22.12.2020.

Die von der Beklagten getroffene RÃ¼cknahmeentscheidung ist rechtswidrig. Zwar
wÃ¤re sie grds. berechtigt gewesen, die Entscheidung bzgl. der teilweisen
Ã�bernahme von BeitrÃ¤gen fÃ¼r die private Kranken- und Pflegeversicherung im
Bescheid vom 23.12.2019 ab 01.04.2020 wieder zurÃ¼ckzunehmen und die
Leistungen auf die BeitrÃ¤ge zur Versicherung des KlÃ¤gers bei der U (wieder) zu
beschrÃ¤nken, es fehlt aber an einer pflichtgemÃ¤Ã�en ErmessensausÃ¼bung.

Als Grundlage fÃ¼r die RÃ¼cknahme der Leistungsbewilligung kommt allein Â§ 45
Abs. 1 SGB X infrage, denn der Ã�nderungsbescheid vom 23.12.2019 war von
Anfang an insoweit rechtswidrig, als Ã¼ber die vom KlÃ¤ger an U geschuldeten
VersicherungsbeitrÃ¤ge hinaus auch BeitrÃ¤ge seiner Ehefrau und der Kinder
(teilweise) berÃ¼cksichtigt worden sind. Die Abgrenzung der beiden Normen zur
Aufhebung von Verwaltungsakten, Â§ 45 SGB X und Â§ 48 SGB X, erfolgt danach,
dass Â§ 45 SGB X gilt, wenn der Verwaltungsakt bereits im Zeitpunkt seines
Erlasses rechtswidrig gewesen ist. Zutreffend verweist der KlÃ¤ger auch darauf,
dass keine wesentliche Ã�nderung der Sach- und Rechtslage eingetreten ist, die die
Beklagte zu einer Aufhebung gemÃ¤Ã� Â§ 48 SGB X berechtigt hÃ¤tte. Dies hat die
Beklagte auch erkannt, denn sie hat sich im Widerspruchsbescheid, der dem
Bescheid vom 26.03.2020 seine abschlieÃ�ende Gestalt gegeben hat, auf Â§ 45
SGB X gestÃ¼tzt.

Fraglich ist bereits, ob der KlÃ¤ger ordnungsgemÃ¤Ã� angehÃ¶rt worden ist. Eine
AnhÃ¶rung nach Â§ 24 Abs. 1 SGB X erfolgte vor Erlass des Ã�nderungsbescheides
vom 26.03.2020 nicht. Mit Schreiben vom 29.04.2020 hat die Beklagte zwar noch
vor Erlass des Widerspruchsverfahrens dem KlÃ¤ger Gelegenheit zu einer
Stellungnahme gegeben. Die AnhÃ¶rung erfolgte aber zu einer Aufhebung der
Bewilligung von BeitrÃ¤gen zur Kranken- und Pflegeversicherung nach Â§ 45 SGB X
fÃ¼r die Zeit vom 01.01.2020 bis 31.03.2020. StreitgegenstÃ¤ndlich ist jedoch die
(teilweise) RÃ¼cknahme eines Verwaltungsaktes ab 01.04.2020. Es kann aber im
Hinblick auf die jedenfalls fehlende AusÃ¼bung des pflichtgemÃ¤Ã�en Ermessens
dahinstehen, ob die AnhÃ¶rung durch die AusfÃ¼hrungen des KlÃ¤gers in seinem
Schreiben vom 11.05.2020 nachgeholt und der AnhÃ¶rungsmangel damit geheilt
worden ist (Â§ 41 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2 SGB X).

Die Beklagte hat sich im Widerspruchsbescheid zuletzt zwar auf Â§ 45 SGB X und
damit auf die zutreffende Rechtsgrundlage fÃ¼r eine RÃ¼cknahme gestÃ¼tzt,
allerdings fehlt es an einer ErmessensausÃ¼bung.

Soweit ein Verwaltungsakt, der ein Recht oder einen rechtlich erheblichen Vorteil
begrÃ¼ndet oder bestÃ¤tigt hat (begÃ¼nstigender Verwaltungsakt), rechtswidrig
ist, darf er, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, nur unter den
EinschrÃ¤nkungen der Abs. 2 bis 4 ganz oder teilweise mit Wirkung fÃ¼r die
Zukunft oder fÃ¼r die Vergangenheit zurÃ¼ckgenommen werden (Â§ 45 Abs. 1
SGB X). Ein rechtswidriger begÃ¼nstigender Verwaltungsakt darf nicht
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zurÃ¼ckgenommen werden, soweit der BegÃ¼nstigte auf den Bestand des
Verwaltungsaktes vertraut hat und sein Vertrauen unter AbwÃ¤gung mit den
Ã¶ffentlichen Interessen an einer RÃ¼cknahme schutzwÃ¼rdig ist (Â§ 45 Abs. 2
Satz 1 SGB X). Nach Â§ 45 Abs. 2 Satz 2 SGB X ist das Vertrauen in der Regel
schutzwÃ¼rdig, wenn der BegÃ¼nstigte erbrachte Leistungen verbraucht oder eine
VermÃ¶gensdisposition getroffen hat, die er nicht mehr oder nur unter
unzumutbaren Nachteilen rÃ¼ckgÃ¤ngig machen kann.

Der Ã�nderungsbescheid vom 23.12.2019 war von Anfang an rechtswidrig, soweit
dort BeitrÃ¤ge zur privaten Kranken- und Pflegeversicherung der Ehefrau und
Kinder des KlÃ¤gers berÃ¼cksichtigt worden sind, und insofern nicht nur dessen
BeitrÃ¤ge ab 01.01.2020 i.H.v. 556,49 â�¬ und 72,85 â�¬ Ã¼bernommen worden
sind, sondern weitere BeitrÃ¤ge bis zur HÃ¶he der bei einer Versicherungspflicht in
der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung zu zahlen wÃ¤ren. Die
monatliche Differenz von 32,26 â�¬ (588,75 â�¬ â�� 556,49 â�¬) und 41,53 â�¬
(114,38 â�¬ â�� 72,85 â�¬) wurde zu Unrecht bewilligt.

Nach Â§ 174 Abs. 1 SGB III haben Bezieher von Alg, die nach Â§ 6 Abs. 3a SGB V in
der gesetzlichen Krankenversicherung versicherungsfrei oder nach Â§ 8 Abs. 1 Nr.
1a SGB V von der Versicherungspflicht befreit sind, bzw. nach Â§ 22 Abs. 1 Elftes
Buch Sozialgesetzbuch (SGB XI) oder nach Art. 42 Pflege-Versicherungsgesetz
(PflegeVG) von der Versicherungspflicht in der sozialen Pflegeversicherung befreit
oder nach Â§ 23 Abs. 1 SGB XI bei einem privaten
Krankenversicherungsunternehmen gegen das Risiko der PflegebedÃ¼rftigkeit
versichert sind, Anspruch auf Ã�bernahme der BeitrÃ¤ge, die fÃ¼r die Dauer des
Leistungsbezugs fÃ¼r eine Versicherung gegen Krankheit oder
PflegebedÃ¼rftigkeit an ein privates Krankenversicherungsunternehmen zu zahlen
sind. Das Vorliegen dieser Voraussetzungen ist zwischen den Beteiligten unstreitig
und der KlÃ¤ger war im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum auch bei der U privat
kranken- und pflegeversichert. Nach seinen Angaben, an denen keine Zweifel
bestehen, war er in den letzten fÃ¼nf Jahren vor dem Antrag auf Alg nicht bei einer
gesetzlichen Krankenversicherung versichert, war zuletzt privat kranken- und
pflegeversichert und hat bei der zustÃ¤ndigen Krankenkasse die Befreiung von der
Versicherungspflicht aufgrund des Bezuges von Alg beantragt. Eine Befreiung von
der Versicherungspflicht nach Â§ 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a SGB V kann daher
angenommen werden. Nachdem die Beklagte Leistungen in HÃ¶he der zu
Ã¼bernehmenden BeitrÃ¤ge â�� auf dessen Wunsch hin â�� an den KlÃ¤ger
erbracht hat, erfolgte keine Befreiung des KlÃ¤gers nach Â§ 174 Abs. 3 SGB III von
der Verpflichtung, BeitrÃ¤ge an das private Krankenversicherungsunternehmen zu
zahlen und es ist auch kein Schuldnerwechsel eingetreten. Eine Leistung der
BeitrÃ¤ge an das Versicherungsunternehmen durch die Beklagte ist nach Â§ 174
Abs. 2 Satz 1 i.V.m. Abs. 3 SGB III nicht zwingend. Eine Befreiung tritt nach dem
Wortlaut von Â§ 174 Abs. 3 SGB III nur â��insoweitâ�� ein, als die Beklagte die
Beitragszahlung fÃ¼r den Leistungsbezieher Ã¼bernommen hat. Nach Â§ 174 Abs.
2 Satz 1 SGB III erfolgt dem Wortlaut nach keine Beitragszahlung an die
Versicherung durch die Beklagte, sondern es heiÃ�t dort, dass sie die zu zahlenden
BeitrÃ¤ge Ã¼bernimmt, was durchaus auch in Form einer LeistungsgewÃ¤hrung an
den Leistungsbezieher mit dem Zweck der Begleichung der VersicherungsbeitrÃ¤ge
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durch ihn erfolgen kann (anders offenbar BSG, Urteil vom 05.09.2006 â�� B 7a AL
66/05 R â�� juris -, das im Hinblick auf die Regelung des Â§ 207a Abs. 3 SGB III a.F.,
der Â§ 174 Abs. 3 SGB III entspricht, generell einen gesetzlichen Schuldnerwechsel
annimmt, auch wenn BeitrÃ¤ge vom Leistungsbezieher selbst gezahlt worden sind;
zur BeitragsÃ¼bernahme bei Versorgungseinrichtungen nach Â§ 166b Abs. 1
ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz -AFG-: BSG, Urteil vom 25.04.1991 â�� 12/11 RAr 61/89
â�� juris -, wonach auch durch eine Beitragszahlung des Leistungsbeziehers die
Verpflichtung der Beklagten zur Beitragsleistung unberÃ¼hrt bliebe). Im Ã�brigen
hÃ¤tte der Leistungsberechtigte im Falle der Annahme einer Verpflichtung der
Beklagten zur Zahlung an das Versicherungsunternehmen einen direkten
Erstattungsanspruch gegen die Beklagte (vgl. dazu Schneider in jurisPK-SGB III, 2.
Aufl., Â§ 174 Rn. 25). DarÃ¼ber hinaus sind vorliegend aber jedenfalls die BeitrÃ¤ge
an U und D offensichtlich gezahlt worden und der Leistungszeitraum ist auch bereits
abgelaufen, so dass eine Beiladung der Versicherungsunternehmen nach Â§ 75 SGG
nicht (mehr) vorzunehmen ist. Dies gilt umso mehr, als der KlÃ¤ger eine
Ã�bernahme weiterer VersicherungsbeitrÃ¤ge bzgl. seines Versicherungsvertrages
bei der U nicht begehrt. Ein Schuldnerwechsel i.S.v. Â§ 174 Abs. 3 SGB III in Bezug
auf Beitragsverpflichtungen bei der D kommt schon deshalb nicht in Betracht, weil
der KlÃ¤ger dort nicht Versicherungsnehmer â�� und damit auch nicht
Beitragsschuldner â�� ist, und die Ehefrau und Kinder keine Leistungsbezieher nach
dem SGB III sind, fÃ¼r die eine BeitragsÃ¼bernahme durch die Beklagte alleine in
Betracht kommt (siehe dazu auch unten; insofern liegt auch eine andere
Fallgestaltung im Vergleich zu den oben genannten FÃ¤llen, Ã¼ber die das BSG zu
befinden hatte, vor).

Allerdings Ã¼bernimmt die Beklagte nach Â§ 174 Abs. 2 Satz 1 SGB III von den vom
Leistungsbezieher an das private Krankenversicherungsunternehmen zu zahlenden
BeitrÃ¤gen hÃ¶chstens die BeitrÃ¤ge, die sie ohne die Befreiung von der
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung oder in der sozialen
Pflegeversicherung zu tragen hÃ¤tte. Hierbei sind zugrunde zu legen (1.) fÃ¼r die
BeitrÃ¤ge zur gesetzlichen Krankenversicherung der allgemeine Beitragssatz der
gesetzlichen Krankenversicherung zuzÃ¼glich des durchschnittlichen
Zusatzbeitragssatzes (Â§Â§ 241, 242a SGB V), (2.) fÃ¼r die BeitrÃ¤ge zur sozialen
Pflegeversicherung der Beitragssatz nach Â§ 55 Abs. 1 Satz 1 SGB XI (Â§ 174 Abs. 2
Satz 2 SGB III).

Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch darauf, dass neben den von der Beklagten fÃ¼r
die Zeit vom 01.01.2020 bis 31.12.2020 in tatsÃ¤chlicher HÃ¶he berÃ¼cksichtigten
BeitrÃ¤gen zu seiner privaten Kranken- und Pflegeversicherung bei U
(Krankenversicherung mtl. 556,49 â�¬ und Pflegeversicherung mtl. 72,86 â�¬)
weitere BeitrÃ¤ge seiner Ehefrau und der Kinder bei der D bis zur Grenze der
BeitrÃ¤ge berÃ¼cksichtigt werden, die der KlÃ¤ger ohne die Befreiung von der
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung oder in der sozialen
Pflegeversicherung zu tragen hÃ¤tte. Bereits aus dem Wortlaut des Â§ 174 Abs. 2
Satz 1 SGB III ergibt sich, dass maÃ�geblich alleine die vom Leistungsbezieher an
das private Krankenversicherungsunternehmen zu zahlenden BeitrÃ¤ge sind. Dies
ist vorliegend alleine bei seinem Versicherungsvertrag mit U der Fall, denn dort ist
der KlÃ¤ger sowohl Versicherungsnehmer als auch versicherte Person. Der
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Versicherungsvertrag bei der D ist dagegen ein Vertrag der Ehefrau, der auch die
Kinder umfasst. Dies ist aus den Bescheinigungen der D Ã¼ber die BeitrÃ¤ge zur
privaten Kranken- und Pflegeversicherung sowie dem Vortrag des KlÃ¤gers zu
entnehmen, wonach er nicht Versicherungsnehmer des Vertrages bei D ist und die
Kinder mit der Geburt in die Versicherung der Ehefrau aufgenommen worden sind.
Eine vertragliche Verpflichtung zur Zahlung von VersicherungsbeitrÃ¤gen besteht
daher fÃ¼r den KlÃ¤ger nur bzgl. der Versicherung bei U. Dass es auf eine
vertragliche Verpflichtung zur Zahlung von BeitrÃ¤gen des Beziehers von Alg
ankommt, ergibt sich auch aus der Regelung des Â§ 174 Abs. 3 SGB III, der eine
Befreiung von der Verpflichtung, BeitrÃ¤ge an das private
Krankenversicherungsunternehmen zu zahlen, ausspricht. Dies kann sich aber nur
auf einen solchen Vertrag beziehen, bei dem der Bezieher von Alg selbst
Versicherungsnehmer ist. Dass der KlÃ¤ger gegenÃ¼ber seiner Ehefrau und den
Kindern unterhaltspflichtig ist, hat fÃ¼r die vertragliche Verpflichtung gegenÃ¼ber
dem privaten Versicherungsunternehmen keine Bedeutung.

Auch wenn mit der Regelung des Â§ 174 SGB III durchaus auch die Ã�bernahme von
BeitrÃ¤ge fÃ¼r die AngehÃ¶rigen des Beziehers von Alg in Betracht kÃ¤me, die bei
einer Versicherungspflicht nach Â§ 10 SGB V versichert wÃ¤ren (vgl. bereit zum
Entwurf des Â§ 205 AFRG in BT-Drs. 13/4941, S. 390; siehe auch BÃ¶ttiger in
Eicher/Schlegel, SGB III, Â§ 174 Rn. 67), kann dies aus oben genannten GrÃ¼nden
nur gelten, wenn der Bezieher von Alg auch Versicherungsnehmer der privaten
Kranken- und Pflegeversicherung seiner AngehÃ¶rigen ist. Damit lÃ¤uft deren
BerÃ¼cksichtigung auch nicht in jedem Fall ins Leere. Entgegen den
AusfÃ¼hrungen des KlÃ¤gers ist es durchaus mÃ¶glich, dass er selbst
Versicherungsnehmer bezÃ¼glich einer privaten Kranken- und Pflegeversicherung
fÃ¼r seine Ehefrau und die Kinder wÃ¤re. So sieht Â§ 193 Abs. 1 Satz 1
Versicherungsvertragsgesetz (VVG) ausdrÃ¼cklich vor, dass eine
Krankenversicherung auf die Person des Versicherungsnehmers oder eines anderen
genommen werden kann. Versicherte Person ist die Person, auf welche die
Versicherung genommen wird (Â§ 193 Abs. 1 Satz 2 VVG). Unzutreffend ist auch die
Annahme des KlÃ¤gers, dass die Kinder bei ihrer Geburt automatisch in die
Versicherung ihrer Mutter gelangen wÃ¼rden. Nach Â§ 198 Abs. 1 Satz 1 VVG ist
der Versicherer verpflichtet, wenn am Tag der Geburt fÃ¼r mindestens einen
Elternteil eine Krankenversicherung besteht, dessen neugeborenes Kind ab
Vollendung der Geburt ohne RisikozuschlÃ¤ge und Wartezeiten zu versichern, wenn
die Anmeldung zur Versicherung spÃ¤testens zwei Monate nach dem Tag der
Geburt rÃ¼ckwirkend erfolgt. Sofern bei Geburt der Kinder (auch) eine private
Krankenversicherung des Vaters besteht, kÃ¶nnen die Kinder in gleicher Weise bei
dessen Versicherungsunternehmen versichert werden.

Gegen einen Anspruch auf Ã�bernahme weiterer VersicherungsbeitrÃ¤ge spricht
auch die grundsÃ¤tzliche Systematik des Â§ 174 SGB III. So sieht Â§ 174 Abs. 3 SGB
III vor, dass der Leistungsbezieher von der Beitragsverpflichtung gegenÃ¼ber
seinem privaten Krankenversicherungsunternehmen befreit wird. Ist der
Leistungsbezieher aber â�� wie vorliegend im Hinblick auf den
Versicherungsvertrag der Ehefrau und der Kinder bei D â�� gegenÃ¼ber einer
Versicherung nicht Beitragsverpflichteter, so kann auch keine Befreiung von der
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Zahlungspflicht eintreten. Schuldner der BeitrÃ¤ge ist jeweils der
Versicherungsnehmer. Dies ist bei D nicht der KlÃ¤ger. Ehefrau und Kinder beziehen
dagegen keine Leistungen nach dem SGB III, was aber wiederum Voraussetzung
fÃ¼r den Schuldnerwechsel in Bezug auf das Krankenversicherungsunternehmen
ist. WÃ¤re die Ehefrau des KlÃ¤gers Versicherungsnehmerin und der KlÃ¤ger
lediglich versicherte Person, so wÃ¼rde fÃ¼r ihn auch keine BeitragsÃ¼bernahme
in Betracht kommen, da die Beklagte nach Â§ 174 Abs. 2 SGB III nur die BeitrÃ¤ge
zu Ã¼bernehmen hat, die vom Leistungsbezieher an das private
Krankenversicherungsunternehmen zu zahlen sind (vgl. zum Beitragszuschuss zu
Aufwendungen fÃ¼r die Krankenversicherung von Rentenbeziehern nach Â§ 106
Sechstes Buch Sozialgesetzbuch -SGB VI- BÃ¶ttiger in jurisPK-SGB VI, 3. Aufl., Â§
106 Rn. 56; Fichte in Hauck/Noftz, SGB VI, Stand 05/2019, Â§ 106 Rn. 11 mit
Verweis auf BSG, Urteil vom 09.06.1988 â�� 4/11a RA 42/87 â�� juris). Wie sich aus
Â§ 194 Abs. 3 VVG ergibt, ist die versicherte Person auch nicht generell
ausschlieÃ�lich berechtigt, die Versicherungsleistungen zu verlangen, sondern es
bedarf hierfÃ¼r einer Benennung als Empfangsberechtigten durch den
Versicherungsnehmer gegenÃ¼ber der Versicherung.

Soweit der KlÃ¤ger darauf verweist, es wÃ¼rden von der Beklagten die
BeitragsgrundsÃ¤tze nach Â§ 257 SGB V rechtsfehlerhaft angewendet, kann dem
nicht gefolgt werden. Die Vorschrift ist fÃ¼r den Bezug von Alg nicht relevant, denn
im Rahmen des Leistungsbezuges nach dem SGB III gilt Â§ 174 SGB III. Im Ã�brigen
sind die Regelungen nicht deckungsgleich. Nach Â§ 257 Abs. 2 Satz 1 SGB V
erhalten BeschÃ¤ftigte, die nur wegen Ã�berschreitens der
Jahresarbeitsentgeltgrenze oder auf Grund von Â§ 6 Abs. 3a SGB V
versicherungsfrei oder die von der Versicherungspflicht befreit und bei einem
privaten Krankenversicherungsunternehmen versichert sind und fÃ¼r sich und ihre
AngehÃ¶rigen, die bei Versicherungspflicht des BeschÃ¤ftigten nach Â§ 10 SGB V
versichert wÃ¤ren, Vertragsleistungen beanspruchen kÃ¶nnen, die der Art nach den
Leistungen dieses Buches entsprechen, von ihrem Arbeitgeber einen
Beitragszuschuss. Im Gegensatz zur Formulierung des Â§ 174 SGB III ist in Â§ 257
Abs. 2 Satz 1 SGB V die Rede von einem Beitragszuschuss, nicht aber von der
Ã�bernahme von BeitrÃ¤gen. Im Ã�brigen wird auch fÃ¼r die Regelung im SGB V
teilweise vertreten, dass der Versicherungsschutz des FamilienangehÃ¶rigen im
Rahmen des Versicherungsvertrags des BeschÃ¤ftigten bestehen muss, der den
Versicherungsschutz aber sachlich durch verschiedene VersicherungsvertrÃ¤ge
gewÃ¤hrleisten kann; eine Versicherung bei einem anderen privaten
Versicherungsunternehmen soll ebenso wenig genÃ¼gen, wie eine unabhÃ¤ngige
eigene private Absicherung des FamilienangehÃ¶rigen (vgl. BÃ¶ttiger in Krauskopf,
Soziale Krankenversicherung, Pflegeversicherung, Stand 11/2018, Â§ 257 SGB V Rn.
16b; a.A. FG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 03.10.2008 â�� 4 K 996/08 â�� juris;
offen gelassen in BSG, Urteil vom 20.03.2013 â�� B 12 KR 4/11 R â�� juris; im
Rahmen des Â§ 405 Abs. 1 RVO nicht fordernd: BSG, Urteil vom 05.10.1977 â�� 3
RK 62/75 â�� juris).

Es liegt schlieÃ�lich auch kein VerstoÃ� gegen den Gleichheitsgrundsatz des Art. 3
Grundgesetz (GG) vor. GrundsÃ¤tzlich handelt es sich bei gesetzlich Versicherten
und privat Versicherten um unterschiedliche Gruppen. Die beiden
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Versicherungsarten unterscheiden sich z.B. hinsichtlich der BeitragshÃ¶he und
Leistungsumfang, aber auch hinsichtlich der MÃ¶glichkeit einer
Familienversicherung. Gleichwohl hatte der Gesetzgeber beabsichtigt im Hinblick
auf die seinerzeit geschaffene MÃ¶glichkeit, sich als zuvor Privatversicherter auch
im Rahmen des Leistungsbezuges von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen
Krankenversicherung befreien zu lassen, einen Anspruch auf Ã�bernahme der
BeitrÃ¤ge zur privaten Krankenversicherung â�� bis zu der HÃ¶he, in der sie
BeitrÃ¤ge an die gesetzliche Krankenversicherung zu entrichten hÃ¤tte, wenn der
Leistungsbezieher nicht von der Versicherungspflicht befreit worden wÃ¤re â��
fÃ¼r Vertragsleistungen, die sie fÃ¼r sich und ihre AngehÃ¶rigen, die bei
Versicherungspflicht nach Â§ 10 SGB V versichert wÃ¤ren, beanspruchen kÃ¶nnen
und die der Art nach den Leistungen des SGB V entsprechen, zu schaffen (BT-Drs.
13/4941, S. 190). Es ist daher eine Ã�bernahme privater VersicherungsbeitrÃ¤ge bis
zur HÃ¶he der BeitrÃ¤ge, die an die gesetzliche Krankenversicherung zu entrichten
wÃ¤ren, vorgesehen. Im Gegensatz zum Wortlaut der gesetzlichen Regelung des Â§
174 SGB III (dazu bereits oben) ist der GesetzesbegrÃ¼ndung nicht klar zu
entnehmen, ob es darauf ankommt, dass der Leistungsbezieher selbst
Versicherungsnehmer sein und die BeitrÃ¤ge selbst schulden muss. Eine
Ungleichbehandlung liegt aber jedenfalls deshalb nicht vor, weil die BeitrÃ¤ge fÃ¼r
die private Kranken- und Pflegeversicherung der Ã¼brigen Familienmitglieder auch
im Falle einer fehlenden Befreiung eines Leistungsbeziehers von der
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung nicht zu
berÃ¼cksichtigen sein kÃ¶nnen. So gibt es auch in Bezug auf eine
Familienversicherung nach Â§ 10 SGB V verschiedene Ausnahmen, in denen
FamilienangehÃ¶rige nicht mitversichert sind. Es kommt zwar nach Â§ 10 Abs. 1
Satz 1 SGB V grundsÃ¤tzlich eine Familienversicherung auch des Ehegatten und der
Kinder von Mitgliedern in Betracht, mit der Folge, dass fÃ¼r diese keine weiteren
VersicherungsbeitrÃ¤ge anfallen wÃ¼rden. Sind die FamilienangehÃ¶rigen aber
beispielsweise freiwillig versichert, ist eine Familienversicherung nach Â§ 10 Abs. 1
Nr. 2 SGB V nicht gegeben. Dies gilt nach Â§ 10 Abs. 1 Nr. 3 SGB V auch in FÃ¤llen,
in denen â�� mit Ausnahme der FÃ¤lle nach Â§ 7 SGB V â�� Versicherungsfreiheit
oder eine Befreiung von der Versicherungspflicht bei den FamilienangehÃ¶rigen
vorliegt. Auch eine nicht zulÃ¤ssige Ungleichbehandlung im VerhÃ¤ltnis zu einem
privat krankenversicherten Leistungsbezieher, der zugleich Versicherungsnehmer
auch bzgl. der Ã¼brigen privaten Krankenversicherungen der
FamilienangehÃ¶rigen ist, ist nicht gegeben. Es liegt ein wesentlicher, eine
Ungleichbehandlung rechtfertigender Umstand darin, dass in diesem Fall eine
vertragliche Pflicht zur Zahlung aller VersicherungsbeitrÃ¤ge durch den
Leistungsberechtigten bestehen wÃ¼rde.

Soweit die Beklagte (erstmals) im Widerspruchsbescheid vom 01.07.2020
AusfÃ¼hrungen zum fehlenden Vertrauensschutz beim KlÃ¤ger gemacht hat, ist
dies nicht zu beanstanden.

Ein Ausschluss des Vertrauensschutzes nach Â§ 45 Abs. 2 Satz 3 SGB X lag nicht
vor. Die Beklagte weist selbst darauf hin, dass der KlÃ¤ger keine falschen Angaben
i.S.v. Â§ 45 Abs.2 Satz 3 Nr. 2 SGB X gemacht hat. Es kann auch nicht erkannt
werden, dass der KlÃ¤ger die Rechtswidrigkeit des Bescheides vom 23.12.2019
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kannte oder infolge grober FahrlÃ¤ssigkeit nicht kannte. Zwar hatte die Beklagte
einen Widerspruch des KlÃ¤gers gegen die aus seiner Sicht nur unzureichende
BerÃ¼cksichtigung der VersicherungsbeitrÃ¤ge im Bescheid vom 18.07.2019 mit
Widerspruchsbescheid vom 22.08.2019 zurÃ¼ckgewiesen und dort ihre
Rechtsansicht dargelegt. Allerdings hat der KlÃ¤ger vor dem Erlass des Bescheides
vom 23.12.2019 nicht nur die Nachweise der Versicherungen mit den gestiegenen
BeitrÃ¤gen vorgelegt, sondern im Schreiben vom 20.12.2019 nochmals darauf
hingewiesen, dass er auch die BeitrÃ¤ge der Familienmitglieder tragen mÃ¼sse, die
Ehefrau Ã¼ber kein Einkommen verfÃ¼ge und die Kinder noch studierten, sowie
dass er um einen Zuschuss in HÃ¶he des Beitrages zur gesetzlichen Versicherung
im Sinne einer Gleichbehandlung bitte. Er durfte daher davon ausgehen, dass die
Beklagte sich nunmehr dieser Argumentation angeschlossen hat und abweichend
von der frÃ¼heren Rechtsauffassung deshalb hÃ¶here Beitragsleistungen mit
Bescheid vom 23.12.2019 berÃ¼cksichtigte. Unter Annahme fehlender
VermÃ¶gensdispositionen beim KlÃ¤ger â�� hierzu hat dieser nichts vorgetragen,
etwa dahingehend, dass er andernfalls die VersicherungsvertrÃ¤ge so geÃ¤ndert
hÃ¤tte, dass er bei allen selbst der Versicherungsnehmer geworden wÃ¤re â�� hat
die Beklagte zu Recht das Ã¶ffentliche Interesse â�� Grundsatz der
GesetzmÃ¤Ã�igkeit des Verwaltungshandelns (Art. 20 Abs. 3 GG),
Gleichbehandlungsgebot (Art. 3 GG) sowie Einsatz Ã¶ffentlicher Mittel nur fÃ¼r die
gesetzlich vorgesehenen Zwecke â�� als Ã¼berwiegend angesehen. Â 

Die RÃ¼cknahme des Ã�nderungsbescheides vom 23.12.2019 durch den Bescheid
vom 26.03.2020 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides stellt sich dennoch als
rechtswidrig dar, denn die Beklagte hat â�� entgegen der Auffassung des SG â��
ihr sachgerechtes Ermessen nicht ausgeÃ¼bt. Die RÃ¼cknahme eines
rechtswidrigen begÃ¼nstigenden Verwaltungsaktes nach Â§ 45 SGB X ist eine
Ermessensentscheidung, wie aus dem Wortlaut des Abs. 1 Satz 1 folgt, dass ein
solcher Verwaltungsakt bei Vorliegen der Ã¼brigen Voraussetzungen
zurÃ¼ckgenommen werden â��darfâ�� (vgl. auch BSG, Urteil vom 14.11.1985 â�� 
7 RAr 123/84 â�� juris). Erforderlich ist daher, dass bei der Ermessensentscheidung
von einer richtigen Beurteilung der Voraussetzungen fÃ¼r das Ermessen und bei
dessen AusÃ¼bung vom richtigen und vollstÃ¤ndig ermittelten Sachverhalt
ausgegangen wird (BSG a.a.O.).

Im Bescheid vom 23.12.2019 wurde fÃ¤lschlicherweise auf Â§ 48 SGB X abgestellt
und weder zum Vertrauensschutz noch zu ErmessenserwÃ¤gungen AusfÃ¼hrungen
gemacht. Im Widerspruchsbescheid vom 01.07.2020 wurde zwar â�� wie oben
ausgefÃ¼hrt â�� das Bestehen von Vertrauensschutz geprÃ¼ft, aber ebenfalls
keine ErmessenserwÃ¤gungen angestellt. Nachdem vorliegend kein Fall des Â§ 45
Abs. 2 Satz 3 SGB X gegeben ist, kam eine gebundene Entscheidung nach Â§ 330
Abs. 2 SGB X nicht in Betracht. Dass die Beklagte tatsÃ¤chlich â�� nach
Feststellung der Tatbestandsvoraussetzungen des Â§ 45 SGB X, zu denen auch der
fehlende Vertrauensschutz zÃ¤hlt â�� eine Ermessensentscheidung treffen wollte,
lÃ¤sst sich dem Widerspruchsbescheid nicht entnehmen. Vielmehr fÃ¼hrt die
Beklagte im Widerspruch aus, dass nach vorgenommener AnhÃ¶rung und
WÃ¼rdigung des Sachvortrages des KlÃ¤gers die rechtswidrig begÃ¼nstigende
Entscheidung vom 23.12.2019 mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft ab 01.04.2020
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zurÃ¼ckzunehmen â��istâ��. AnschlieÃ�end werden alleine AusfÃ¼hrungen zur
Frage des Vertrauensschutzes gemacht. Ebenso wenig sind Gesichtspunkte
benannt, von denen die Beklagte bei einer AusÃ¼bung des Ermessens
ausgegangen sein kÃ¶nnte. So genÃ¼gt es nicht, im Rahmen des
Vertrauensschutzes die verschiedenen Interessen gegenÃ¼ber zu stellen, denn dort
lÃ¤sst dies bei entsprechender Wertung fÃ¼r die gesetzliche Voraussetzung des
RÃ¼cknahmerechts nur eine richtige Antwort zu, wÃ¤hrend bei einer Wertung im
Rahmen der ErmessensausÃ¼bung das Recht besteht, zwischen mehreren je fÃ¼r
sich ebenfalls richtigen LÃ¶sungen zu wÃ¤hlen, nÃ¤mlich die zu Unrecht bewilligte
Leistung gleichwohl ganz oder zur Anpassung Ã¼bergangsweise, ggf. auch teilweise
zu belassen, oder sie ganz zu entziehen (vgl. dazu BSG, Urteil vom 14.11.1985 â�� 
7 RAr 123/84 â�� juris). Es kÃ¶nnen bei der ErmessensausÃ¼bung auch weitere
UmstÃ¤nde zu beachten sein, die bei der InteressenabwÃ¤gung im Rahmen des
Vertrauensschutzes keine Rolle spielten (vgl. BSG a.a.O.).

Die Beklagte hat weder explizit darauf hingewiesen, dass ihr ein Ermessen zusteht,
noch Gesichtspunkte fÃ¼r dessen AusÃ¼bung dargelegt. Auch aus dem
AnhÃ¶rungsschreiben vom 29.04.2020 geht nicht hervor, dass sie die
maÃ�geblichen Gesichtspunkte fÃ¼r eine Ermessensentscheidung ermitteln wollte,
denn dort wurde auf Â§ 45 Abs. 2 Satz 3 SGB X abgestellt, mithin eine gebundene
Entscheidung (Â§ 330 Abs. 2 SGB X) vorbereitet. Zwar fÃ¼hrt ein Ermessensausfall
ausnahmsweise dann nicht zur Aufhebung eines angefochtenen Verwaltungsakts,
wenn auch bei AusÃ¼bung von Ermessen jeder Verwaltungsakt mit einem anderen
Regelungsinhalt rechtsfehlerhaft wÃ¤re, wobei ein solcher Fall nur in Betracht
kommt, wenn ermessensrelevante Gesichtspunkte weder vom KlÃ¤ger geltend
gemacht noch sonst wie ersichtlich sind (vgl. dazu BSG, Urteil vom 20.05.2014 â�� 
B 10 EG 2/14 R â�� juris). Dies ist vorliegend aber nicht der Fall. Insofern ist schon
nicht auszuschlieÃ�en, dass der KlÃ¤ger noch weitere Gesichtspunkte fÃ¼r eine
ErmessensausÃ¼bung vorgebracht hÃ¤tte, wÃ¤re er dementsprechend angehÃ¶rt
worden bzw. der angefochtene Bescheid hier auf einen Ermessensfall abgestellt
hÃ¤tte. Im Bescheid vom 26.03.2020 wurde lediglich die Rechtsgrundlage â��Â§ 48
SGB Xâ�� angegeben und im AnhÃ¶rungsschreiben vom 29.04.2020 wurde darauf
verwiesen, dem KlÃ¤ger hÃ¤tte bekannt sein mÃ¼ssen, dass die Bewilligung der
Beitragszahlung in dieser HÃ¶he fehlerhaft gewesen sei. WÃ¤re dies der Fall
gewesen, so wÃ¤re es auf Ermessensgesichtspunkte aber nicht angekommen, denn
es hÃ¤tte sich nach Â§ 330 Abs. 2 SGB X dann um eine gebundene Entscheidung
gehandelt. Auch der Umstand, dass die Beklagte die RÃ¼cknahme ausgehend vom
Bescheid vom 26.03.2020 nur fÃ¼r die Zukunft verfÃ¼gt hat, Ã¤ndert daran nichts.
Zwar wird teilweise angefÃ¼hrt, eine ausreichende ErmessensbetÃ¤tigung liege
vor, wenn die BehÃ¶rde einen Bescheid nur fÃ¼r die Zukunft, nicht auch fÃ¼r die
Vergangenheit zurÃ¼cknehme (so SchÃ¼tze in SchÃ¼tze, SGB X, 9. Auflage, Â§ 45
Rn. 104 mit Verweis auf eine Entscheidung des BSG), dies wÃ¼rde aber
voraussetzen, dass die Beklagte erkannt hÃ¤tte, dass ihr ein Ermessen zugestanden
hat und sie sich im Rahmen dessen AusÃ¼bung bewusst dafÃ¼r entschieden hat,
die RÃ¼cknahme mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft zu beschrÃ¤nken. Dies ist
vorliegend nicht der Fall gewesen. Zum einen ist â�� wie bereits ausgefÃ¼hrt â��
nicht ersichtlich, dass die Beklagte erkannt hat, dass ihr ein Ermessen zusteht, zum
anderen erfolgte ausgehend vom Widerspruchsbescheid vom 01.07.2020, der
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erstmals auf Â§ 45 SGB X abgestellt hat, keine RÃ¼cknahme fÃ¼r die Zukunft,
denn die Aufhebung war bereits mit Wirkung ab 01.04.2020 ausgesprochen worden.

Das Fehlen der Ermessensentscheidung fÃ¼hrt damit zur Rechtswidrigkeit der
angefochtenen RÃ¼cknahmeentscheidung.

Soweit der KlÃ¤ger fÃ¼r die Zeit ab 01.01.2021 bis 30.06.2021 eine AbÃ¤nderung
des Bescheides vom 22.12.2020 dahingehend begehrt, dass Ã¼ber die
berÃ¼cksichtigten 114,38 â�¬ monatlich in Bezug auf die private
Pflegeversicherung weitere 3,66 â�¬ monatlich bis zur HÃ¶he der zu zahlenden
BeitrÃ¤ge fÃ¼r eine gesetzliche Pflegeversicherung (ab 01.01.2021 monatlich
118,04 â�¬) Ã¼bernommen werden, ist die Berufung unbegrÃ¼ndet. Die
PflegeversicherungsbeitrÃ¤ge bei der U wurden in tatsÃ¤chlicher HÃ¶he
Ã¼bernommen. HÃ¶here Leistungen unter Einbeziehung weiterer
VersicherungsbeitrÃ¤ge fÃ¼r die private Pflegeversicherung der Ehefrau und Kinder
bei D kommen nach obigen AusfÃ¼hrungen nicht in Betracht.

Auf die Berufung des KlÃ¤gers war damit das Urteil des SG teilweise und der
Bescheid vom 26.03.2020 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
01.07.2020 aufzuheben. Im Ã�brigen war die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 und 2 SGG zuzulassen, liegen
nicht vor.

Â 

Erstellt am: 03.03.2022

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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